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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
internationalen Handel, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Ein Rahmen für die Umsetzung der 
Makrofinanzhilfen für Drittländer, mit 
denen die Union bedeutende politische, 
wirtschaftliche und kommerzielle 
Beziehungen unterhält, sollte die
Wirksamkeit der Hilfe erhöhen. 
Insbesondere sollte es möglich sein, 
Drittländern Makrofinanzhilfen zur 
Verfügung zu stellen, um sie zu 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu 
ermutigen, die geeignet sind, eine 
Zahlungsbilanzkrise zu beheben.

(3) Ein Rahmen für die Umsetzung der 
Makrofinanzhilfen für Kandidaten-, 
potenzielle Kandidaten- und 
Nachbarschaftsländer sollte die 
Wirksamkeit der Hilfe erhöhen. 
Insbesondere sollte es möglich sein, diesen 
Ländern Makrofinanzhilfen zur Verfügung 
zu stellen, um sie zu wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen zu ermutigen, die geeignet 
sind, eine Zahlungsbilanzkrise zu beheben.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die Kommission sollte sicherstellen, 
dass Makrofinanzhilfen mit den 
Grundprinzipien, den Zielen und den 
Maßnahmen in den verschiedenen 
Bereichen der Außenpolitik und den 
anderen relevanten Politikbereichen der 
Union in Einklang stehen. 

(9) Die Kommission sollte in enger 
Zusammenarbeit mit dem EAD
sicherstellen, dass Makrofinanzhilfen mit 
den Grundprinzipien, den Zielen und den 
Maßnahmen in den verschiedenen 
Bereichen der Außenpolitik und den 
anderen relevanten Politikbereichen der 
Union in Einklang stehen. 

Or. en
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Makrofinanzhilfen sind auch ein 
Instrument der Außenpolitik der Union 
und sollten zur Verstärkung der 
Sichtbarkeit und des Einflusses der Union 
über ihre Grenzen hinaus dienen. Die 
enge Einbindung des EAD zum Zwecke 
der Koordinierung und der Kohärenz der 
Außenpolitik der Union sollte während 
der gesamten Makrofinanzhilfeoperation 
gewährleistet sein.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10a) Spielt ein Drittland eine 
ausschlaggebende Rolle für die regionale 
Stabilität und ist von strategischer 
Bedeutung für die Union und 
vorausgesetzt, dass es politisch, 
wirtschaftlich und geografisch eng mit 
der Union verbunden ist, könnte es in 
gebührend begründeten Ausnahmefällen 
für eine Makrofinanzhilfe in Betracht 
kommen. 

Or. en
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Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10b) Um eine flexible Nutzung von 
Makrofinanzhilfen als Teil des 
auswärtigen Handelns der Union zu 
ermöglichen, sollte der Kommission 
gemäß Artikel 290 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union die 
Befugnis übertragen werden, die in 
Betracht kommenden Drittländer 
festzulegen, die weder Kandidaten-, 
potenzielle Kandidaten- noch 
Nachbarschaftsländer sind. Besonders 
wichtig ist, dass die Kommission bei ihren 
vorbereitenden Arbeiten – auch auf 
Expertenebene – angemessene 
Konsultationen durchführt. Die 
Kommission sollte bei der Vorbereitung 
und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte 
dafür sorgen, dass die einschlägigen 
Dokumente gleichzeitig, pünktlich und in 
angemessener Weise dem Europäischen 
Parlament und dem Rat übermittelt 
werden. 

Or. en

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für eine Finanzhilfe in Betracht kommende 
Länder

Für eine Finanzhilfe in Betracht kommende 
Länder

Für die Gewährung einer Makrofinanzhilfe 
in Betracht kommen folgende Drittländer 
und Gebiete:

Für die Gewährung einer Makrofinanzhilfe 
in Betracht kommen folgende Drittländer 
und Gebiete:

(a) Kandidatenländer und potenzielle (a) Kandidatenländer und potenzielle 
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Kandidatenländer gemäß Nummer 1 des 
Anhangs I dieser Verordnung;

Kandidatenländer gemäß Nummer 1 des 
Anhangs I dieser Verordnung;

(b) die unter die Europäische 
Nachbarschaftspolitik fallenden Länder 
und Gebiete gemäß Nummer 2 des 
Anhangs I dieser Verordnung;

(b) die unter die Europäische 
Nachbarschaftspolitik fallenden Länder 
und Gebiete gemäß Nummer 2 des 
Anhangs I dieser Verordnung;

(c) sonstige Drittländer in 
außergewöhnlichen und begründeten 
Fällen. Die betreffenden Länder müssen 
mit der Europäischen Union politisch, 
wirtschaftlich und geografisch eng 
verbunden sein.

Or. en

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Höhe der Finanzhilfe richtet sich 
nach dem verbleibenden 
Außenfinanzierungsbedarf des 
Empfängerlandes. Dieser wird von der 
Kommission in Zusammenarbeit mit 
internationalen Finanzinstitutionen auf der 
Grundlage einer umfassenden und 
ausreichend dokumentierten quantitativen 
Bewertung festgestellt. Dabei stützt sich 
die Kommission insbesondere auf die 
jüngsten Zahlungsbilanzprojektionen des 
IWF für das betreffende Land unter 
Berücksichtigung des zu erwartenden 
Finanzbeitrags multilateraler Geber.

1. Die Höhe der Finanzhilfe richtet sich 
nach dem verbleibenden 
Außenfinanzierungsbedarf des 
Empfängerlandes. Dieser wird von der 
Kommission in Zusammenarbeit mit 
internationalen Finanzinstitutionen und 
dem EAD auf der Grundlage einer 
umfassenden und ausreichend 
dokumentierten quantitativen Bewertung 
festgestellt. Dabei stützt sich die 
Kommission insbesondere auf die jüngsten 
Zahlungsbilanzprojektionen des IWF für 
das betreffende Land unter 
Berücksichtigung des zu erwartenden 
Finanzbeitrags multilateraler Geber. 

Or. en
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Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Eine der Vorbedingungen für die 
Gewährung einer Makrofinanzhilfe ist, 
dass das Empfängerland über wirksame 
demokratische Mechanismen verfügt, 
einschließlich parlamentarischer 
Mehrparteiensysteme, Rechtsstaatlichkeit 
und Achtung der Menschenrechte.

1. Eine der Vorbedingungen für die 
Gewährung einer Makrofinanzhilfe ist, 
dass das Empfängerland über wirksame 
demokratische Mechanismen verfügt, 
einschließlich parlamentarischer 
Mehrparteiensysteme, Rechtsstaatlichkeit 
und Achtung der Menschenrechte. Diese 
Bewertung wird dem EAD übertragen.

Or. en

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Voraussetzung für die Auszahlung der 
Finanzhilfe sind zufriedenstellende 
Fortschritte bei der Umsetzung des IWF-
Programms. Eine weitere Voraussetzung 
ist die Durchführung – innerhalb eines 
vorgegebenen Zeitrahmens – einer Reihe 
klar definierter, auf Strukturreformen 
abstellender wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen, die zwischen Kommission 
und Empfängerland zu vereinbaren und in 
einem Memorandum of Understanding 
festzulegen sind.

3.  Voraussetzung für die Auszahlung der 
Finanzhilfe sind zufriedenstellende 
Fortschritte bei der Umsetzung eines IWF-
Programms und die Einhaltung der 
politischen und auf Werten basierenden 
Genval-Kriterien. Eine weitere 
Voraussetzung ist die Durchführung –
innerhalb eines vorgegebenen Zeitrahmens 
– einer Reihe klar definierter, auf 
Strukturreformen abstellender 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen, die 
zwischen Kommission und Empfängerland 
zu vereinbaren und in einem Memorandum 
of Understanding festzulegen sind.

Or. en
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Verfahren Verfahren

1. Eine Makrofinanzhilfe ist vom 
betreffenden Land schriftlich bei der 
Kommission zu beantragen. 

1. Eine Makrofinanzhilfe ist vom 
betreffenden Land schriftlich bei der 
Kommission zu beantragen.

2. Sind die in den Artikeln 1, 2, 4 und 6 
genannten Bedingungen erfüllt, stellt die 
Kommission die Makrofinanzhilfe im 
Einklang mit Artikel 14 Absatz 2 bereit.

2. Sind die in den Artikeln 1, 2, 4 und 6 
genannten Bedingungen erfüllt, stellt die 
Kommission die Makrofinanzhilfe in 
enger Zusammenarbeit mit dem EAD im 
Einklang mit Artikel 14 Absatz 2 bereit.

3. In dem Beschluss über die Gewährung 
eines Darlehens werden der 
Darlehensbetrag, die maximale 
durchschnittliche Laufzeit und die 
maximale Anzahl der Tranchen der 
Makrofinanzhilfe angegeben. In dem 
Beschluss über die Gewährung eines 
Zuschusses werden der Zuschussbetrag 
und die maximale Anzahl der Tranchen 
angegeben. In beiden Fällen wird der 
Zeitraum festgelegt, während dessen die 
Makrofinanzhilfe bereitgestellt wird. In der 
Regel beträgt der Bereitstellungszeitraum 
höchstens drei Jahre.

3. In dem Beschluss über die Gewährung 
eines Darlehens werden der 
Darlehensbetrag, die maximale 
durchschnittliche Laufzeit und die 
maximale Anzahl der Tranchen der 
Makrofinanzhilfe angegeben. In dem 
Beschluss über die Gewährung eines 
Zuschusses werden der Zuschussbetrag 
und die maximale Anzahl der Tranchen 
angegeben. In beiden Fällen wird der 
Zeitraum festgelegt, während dessen die 
Makrofinanzhilfe bereitgestellt wird. In der 
Regel beträgt der Bereitstellungszeitraum 
höchstens drei Jahre.

4. Nach Erlass des Beschlusses über die 
Gewährung einer Makrofinanzhilfe 
vereinbart die Kommission im Einklang 
mit Artikel 14 Absatz 3 mit dem 
Empfängerland die politischen 
Maßnahmen nach Artikel 6 Absätze 3, 4, 5 
und 6.

4. Nach Erlass des Beschlusses über die 
Gewährung einer Makrofinanzhilfe 
vereinbart die Kommission in enger 
Zusammenarbeit mit dem EAD im 
Einklang mit Artikel 14 Absatz 3 mit dem 
Empfängerland die politischen 
Maßnahmen nach Artikel 6 Absätze 3, 4, 5 
und 6.

5. Nach Erlass des Beschlusses über die 
Gewährung einer Makrofinanzhilfe 
vereinbart die Kommission mit dem 
Empfängerland die für die Finanzhilfe 
geltenden detaillierten finanziellen 
Bedingungen. Diese werden in einer 
Zuschuss- bzw. einer 

5. Nach Erlass des Beschlusses über die 
Gewährung einer Makrofinanzhilfe 
vereinbart die Kommission mit dem 
Empfängerland die für die Finanzhilfe 
geltenden detaillierten finanziellen 
Bedingungen. Diese werden in einer 
Zuschuss- bzw. einer 
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Darlehensvereinbarung festgelegt. Darlehensvereinbarung festgelegt.
6. Die Kommission unterrichtet das 
Europäische Parlament und den Rat über 
die Entwicklungen bei den 
länderspezifischen Finanzhilfen und stellt 
ihnen die einschlägigen Dokumente zur 
Verfügung. 

6. Die Kommission unterrichtet das 
Europäische Parlament und den Rat unter 
Einbeziehung des EAD über die 
Entwicklungen bei den länderspezifischen 
Finanzhilfen und stellt ihnen die 
einschlägigen Dokumente zur Verfügung. 

Or. en

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Auszahlung der Finanzhilfe Auszahlung der Finanzhilfe
1. Makrofinanzhilfen werden an die 
Zentralbank des Empfängerlandes 
ausgezahlt. 

1. Makrofinanzhilfen werden an die 
Zentralbank des Empfängerlandes 
ausgezahlt. 

2. Die Finanzhilfen werden in 
aufeinanderfolgenden Tranchen ausgezahlt, 
vorausgesetzt, dass die in Artikel 6 
Absätze 2 und 3 genannten Bedingungen 
erfüllt sind.

2. Die Finanzhilfen werden in 
aufeinanderfolgenden Tranchen ausgezahlt, 
vorausgesetzt, dass die in Artikel 6 Absätze 
1, 2 und 3 genannten Bedingungen erfüllt 
sind.

3. Die Kommission überprüft in 
regelmäßigen Abständen, ob die in 
Artikel 6 Absätze 2 und 3 genannten 
Bedingungen nach wie vor erfüllt sind. 

3. Die Kommission überprüft in 
regelmäßigen Abständen, ob die in 
Artikel 6 Absätze 2 und 3 genannten 
Bedingungen nach wie vor erfüllt sind. Der 
EAD überprüft regelmäßig und im Falle 
unvorhergesehener Entwicklungen  
unverzüglich, ob die in Artikel 6 Absatz 1 
genannten Bedingungen noch erfüllt 
sind, und unterrichtet die Kommission 
hiervon.

4. Sind die in Artikel 6 Absätze 2 und 3
genannten Bedingungen nicht erfüllt, kann 
die Kommission die Auszahlung der 
Finanzhilfe vorübergehend aussetzen, 
kürzen oder einstellen. 

4. Sind die in Artikel 6 Absätze 1, 2 und 3
genannten Bedingungen nicht erfüllt, kann 
die Kommission die Auszahlung der 
Finanzhilfe in enger Zusammenarbeit mit 
dem EAD vorübergehend aussetzen, 
kürzen oder einstellen.

4a. In diesen Fällen, und wenn die 
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Aussetzung der Auszahlung der 
Finanzhilfe nach Konsultation des EAD 
aufgehoben wird, unterrichtet die 
Kommission das Europäische Parlament 
und den Rat über die Gründe. 

Or. en

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 11a
Beschluss über die in Betracht 

kommenden Drittländer und Ausübung 
der Befugnisübertragung

1. Spielt ein Drittland eine 
ausschlaggebende Rolle für die regionale 
Stabilität und ist von strategischer 
Bedeutung für die Union und 
vorausgesetzt, dass es politisch, 
wirtschaftlich und geografisch eng mit 
der Union verbunden ist, kann es in 
gebührend begründeten Ausnahmefällen 
für eine Makrofinanzhilfe in Betracht 
kommen. 
2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, Rechtsakte zu erlassen, um 
diese Verordnung gegebenenfalls um in 
Betracht kommende Länder zu ergänzen, 
die die Kriterien des Absatzes 1 erfüllen. 
Die Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtsakte unterliegt den in diesem 
Artikel festgelegten Bedingungen.
3. Die Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtsakte nach Artikel 2 wird der 
Kommission für die Geltungsdauer dieser 
Verordnung übertragen.
4. Die Befugnisübertragung kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. Der 
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Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union oder 
zu einem darin angegebenen späteren 
Zeitpunkt wirksam. Er berührt nicht die 
Gültigkeit von bereits in Kraft getretenen 
delegierten Rechtsakten.
5. Sobald die Kommission einen 
delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt 
sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat.
6. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 
diesem Artikel erlassen wurde, tritt nur in 
Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das 
Europäische Parlament und den Rat 
Einwände erhoben haben oder wenn vor 
Ablauf dieser Frist das Europäische 
Parlament und der Rat beide der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Auf 
Veranlassung des Europäischen 
Parlaments oder des Rates wird diese 
Frist um zwei Monate verlängert.

Or. en

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission prüft die Fortschritte 
bei der Umetzung der gemäß dieser 
Verordnung getroffenen Maßnahmen und 
legt dem Europäischen Parlament und dem 
Rat alljährlich einen Bericht über die 
Durchführung der Makrofinanzhilfen vor. 

1. Die Kommission prüft die Fortschritte 
bei der Umsetzung der gemäß dieser 
Verordnung getroffenen Maßnahmen in 
enger Zusammenarbeit mit dem EAD und 
legt dem Europäischen Parlament und dem 
Rat alljährlich einen Bericht über die 
Durchführung der Makrofinanzhilfen vor. 
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Or. en

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 - Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Ausschuss Ausschuss

1. Die Kommission wird von einem 
Ausschuss unterstützt.

1. Die Kommission wird von einem 
Ausschuss unterstützt. Der EAD wird zu 
seinen Sitzungen eingeladen und ist 
berechtigt, sich an seiner Arbeit zu 
beteiligen.

Or. en

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 14a
Überprüfung

1. Spätestens .....* erstellt die Kommission 
in enger Zusammenarbeit mit dem EAD 
einen Bericht über die Durchführung 
dieser Verordnung und die Erreichung 
ihrer Ziele. Mit dem Bericht wird unter 
anderem die Durchführung der Artikel 3 
und 6 überprüft.
2. Dieser Bericht wird dem Europäischen 
Parlament und dem Rat übermittelt, 
gegebenenfalls zusammen mit einem 
Legislativvorschlag für die an dieser 
Verordnung vorzunehmenden 
Änderungen. 
___________________
* ABl.: Vier Jahre nach Inkrafttreten 
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dieser Verordnung.

Or. en

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft 
und gilt bis zum 31. Dezember 2013.

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten
Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft.

Or. en


